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Land Freistaat Bayern
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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 429/99
Datum 22.11.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 13/02
Datum 04.12.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
22.11.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, welcher Jahresarbeitsverdienst (JAV) der Berechnung der Verletztenrente
zugrunde zu legen ist.

Der 1952 geborene KlÃ¤ger erlitt am 24.04.1987 bei einem Arbeitsunfall ein
schweres SchÃ¤del-Hirn-Trauma. Er war vor dem Unfall als Kfz-Meister und
stellvertretender technischer Werkstattleiter bei einem Verkehrsunternehmen (KVG
S.) tÃ¤tig. Vom 05.01.1986 bis 06.05.1986 besuchte er einen Meisterkurs mit dem
Ziel, die Kfz-ElektrikermeisterprÃ¼fung abzulegen. Das Unternehmen hatte geplant,
dass er fÃ¼r den spÃ¤ter bei der KVG ausscheidenden Werkstattleiter nachrÃ¼cken
sollte, was fÃ¼r den KlÃ¤ger mit einem hÃ¶heren Brutto-Verdienst von monatlich
640,83 DM verbunden gewesen wÃ¤re. Diese Stelle konnte der KlÃ¤ger wegen der
Unfallfolgen nicht mehr einnehmen. Seit 1989 bezieht er
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ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente.

Der Beklagte gewÃ¤hrte dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit Bescheid vom 26.06.1989
Verletztenrente ab 20.04.1989 nach einer MdE in HÃ¶he von 80 vH, ab 07.09.1992
in HÃ¶he von 100 vH (Bescheid vom 18.05.1994). Der Berechnung der Rente ab
07.09.1992 legte sie einen Jahresarbeitsverdienst (JAV) in HÃ¶he von 48.597,32 DM
zugrunde. Auf diese HÃ¶he des JAV hatten sich die Beteiligten im Klageverfahren S 
2 U 106/90 vor dem Sozialgericht WÃ¼rzburg geeinigt (Vergleich vom 23.10.1991).

Mit Schreiben vom 23.08.1998 beantragte der KlÃ¤ger die RÃ¼cknahme des
Bescheides vom 18.05.1994 und die Neuberechnung der Verletztenrente unter
Zugrundelegung eines hÃ¶heren JAV. Er machte geltend, der Unfall vom 24.04.1987
sei in einem Zeitraum erfolgt, als er sich in einer Ausbildung zum Kfz-
Elektrikermeister befunden habe. Aufgrund des Unfalles habe er nicht die fÃ¼r ihn
vorgesehene TÃ¤tigkeit als technischer Leiter bei der KFG S. ausÃ¼ben kÃ¶nnen,
so dass er einen monatlichen Minderverdienst von ca 650,- DM zuzÃ¼glich
jÃ¤hrlicher tariflicher GehaltserhÃ¶hung gehabt habe.

Mit Bescheid vom 22.09.1999 lehnte der Beklagte den Antrag mit der BegrÃ¼ndung
ab, der KlÃ¤ger habe sich zur Zeit des Unfalls nicht in einer Berufsausbildung iS des
Berufsbildungsgesetzes befunden. Nur in einem solchen Fall hÃ¤tte eine
Neuberechnung des JAV erfolgen mÃ¼ssen. Im Widerspruchsverfahren machte der
KlÃ¤ger geltend, die Ausbildung zum Kfz-Meister, wie er sie vor dem Unfall
abgeschlossen habe, stelle eine Ausbildung und nicht eine Fortbildung dar. Der
Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 30.11.1999).

Mit der beim Sozialgericht WÃ¼rzburg erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger beantragt,
den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 22.09.1999 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 30.11.1999 zu verurteilen, den Bescheid vom
18.05.1994 zurÃ¼ckzunehmen und Verletztenrente ab 01.01.1994 unter
Zugrundelegung des JAV des KlÃ¤gers als Werkstattleiter der Firma KVG zu
gewÃ¤hren. Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 22.11.2001 abgewiesen
und ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe den Meisterkurs nicht in dem Zeitraum besucht,
in dem er den Arbeitsunfall erlitten habe, sondern bereits ein Jahr vor dem
Arbeitsunfall. Es fehle daher schon am Vorliegen der tatbestandlichen
Voraussetzungen des Â§ 573 Abs 1 Reichsversicherungsordnung (RVO). Zudem
habe sich der KlÃ¤ger bei der DurchfÃ¼hrung des Kfz-Elektrikermeister-Kurses
nicht in einer Ausbildung iS des Â§ 573 Abs 1 RVO befunden. Eine Berufsausbildung
sei dann nicht anzunehmen, wenn eine Person, die bereits einen erlernten Beruf
ausÃ¼be, sich darin beruflich qualifizieren wolle. Der angenommene JAV sei auch
nicht in erheblichem MaÃ�e unbillig.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und erklÃ¤rt, er sehe nicht
ein, dass â�� obwohl er eine entsprechend hÃ¶her vergÃ¼tete Stelle in Aussicht
gehabt habe â�� dies bei der Berechnung der Rente vÃ¶llig unberÃ¼cksichtigt
bleibe. Er habe die (zusÃ¤tzliche) Ausbildung im Hinblick auf die angestrebte
Stellung als Werkstattleiter absolviert. Er vermÃ¶ge keinen sachlichen Grund
dafÃ¼r zu erkennen, dass er im Vergleich zu einem jÃ¼ngeren, sich in Ausbildung
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befindlichen Versicherten ungleich behandelt werden solle.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 22.11.2001 sowie unter AbÃ¤nderung des
Bescheides vom 22.09.1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
30.11.1999 zu verurteilen, den Bescheid vom 18.05.1994 zurÃ¼ckzunehmen und
Verletztenrente ab 01.01.1994 unter Zugrundelegung eines JAV als Technischer
Leiter bei der Firma KVG zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialge
richts WÃ¼rzburg vom 22.11.2001 zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die Akten der Beklagten, die Archivakte des
Sozialgerichts WÃ¼rzburg S 2 U 106/90 und die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Der Beklagte ist nicht verpflichtet, im Wege des Zugunstenbescheides die dem
KlÃ¤ger gewÃ¤hrte Verletztenrente unter BerÃ¼cksichtigung eines hÃ¶heren JAV zu
berechnen. Die angefochtenen Bescheide des Beklagten vom 22.09.1999 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 30.11.1999 und der Bescheid vom
18.05.1994 entsprechen der Sach- und Rechtslage. Das Sozialgericht WÃ¼rzburg
hat die Klage zu Recht abgewiesen.

Vorliegend sind die Vorschriften der RVO gemÃ¤Ã� Â§ 214 Abs 2 Satz 1
Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII), Art 36 Unfallversicherungs-
Einordnungsgesetz (UVEG) weiter anzuwenden, da der JAV des KlÃ¤gers nicht nach
Inkrafttreten des SGB VII (01.01.1997) erstmals oder nach Â§ 90 SGB VII neu
festzustellen wÃ¤re bzw der JAV vorliegend eine Verletztenrente betrifft, auf die der
KlÃ¤ger vor Inkrafttreten des SGB VII schon einen Anspruch hatte (vgl Ricke in
Kasseler Kommentar, Â§ 214 SGB VII Nr 5, 11).

Nach Â§ 44 Abs 1 Satz 1 SGB X ist, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass
eines Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist und soweit deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind, der Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen.

Der Beklagte hat bei Erlass des Verwaltungsaktes am 18.05.1994 das Recht nicht
unrichtig angewendet und ist auch von keinem Sachverhalt ausgegangen, der sich
als unrichtig erweisen wÃ¼rde. Der Feststellung des JAV sind allein die Vorschriften
des materiellen Unfallversicherungsrechtes zugrunde zu legen (RVO bzw SGG VII);
sind diese richtig angewendet worden, tritt eine Benachteiligung bzw rechtswidrige
Schlechterstellung des KlÃ¤gers nicht ein.
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Nach Â§ 571 RVO (ab 01.01.1997 Â§ 82 Abs 1 SGB VII) ist der Berechnung des JAV
grundsÃ¤tzlich das Arbeitsentgelt und Arbeitseinkommen des Versicherten in den
12 Kalendermonaten vor dem Monat, in dem der Arbeitsunfall eingetreten ist,
zugrunde zu legen. Als Ausnahme von diesem Grundsatz bestimmt Â§ 573 Abs 1
RVO (ab 01.01.1997 Â§ 90 Abs 1 SGB VII) fÃ¼r den Fall, dass sich der Verletzte zur
Zeit des Arbeitsunfalles noch in einer Schul- oder Berufsausbildung befindet, dass
der JAV fÃ¼r die Zeit nach der voraussichtlichen Beendigung der Ausbildung neu
berechnet wird, wenn es fÃ¼r den Berechtigten gÃ¼nstiger ist. Dadurch sollen
Unbilligkeiten bei der Berechnung des zugrunde zu legenden JAV vermieden
werden, die dadurch entstehen wÃ¼rden, dass die EntschÃ¤digung an Verletzte mit
entwicklungsbedingt noch niedrigem Einkommen auf Dauer ausgerichtet wÃ¼rde.
Denn wÃ¤hrend der Schul- oder Berufsausbildung werden keine oder nur niedrige
Verdienste erzielt und dementsprechend wÃ¼rde der JAV mit dem Mindest-JAV oder
aus den wÃ¤hrend der Berufsausbildung sehr niedrigen Verdiensten festgestellt. Es
wÃ¤re aber unbillig, bei der Leistungsberechnung dauerhaft diesen niedrigen JAV
zugrunde zu legen. Zum Ausgleich sieht die genannte Norm daher unter
bestimmten Voraussetzungen die MÃ¶glichkeit der Neufestsetzung vor.

Die Voraussetzungen des Â§ 573 Abs 1 RVO liegen beim KlÃ¤ger aber nicht vor. Es
kann dahingestellt bleiben, ob die Ablegung der Kfz-ElektrikermeisterprÃ¼fung sich
im Falle des KlÃ¤gers als eine "Ausbildung" iS des Â§ 573 Abs 1 Satz 1 RVO
darstellt. Denn es liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 573 Abs 1
bereits nicht vor. Der KlÃ¤ger hat den Arbeitsunfall nÃ¤mlich nicht wÃ¤hrend seiner
Ausbildung erlitten, sondern bereits ein Jahr vorher.

Der nach Â§ 571 errechnete Arbeitsverdient ist auch nicht in erheblichem MaÃ�e
unbillig iS des Â§ 577 RVO (jetzt Â§ 87 SGB VII). Danach ist der JAV im Rahmen des 
Â§ 575 RVO nach billigem Ermessen festzusetzen, wenn der nach den Â§Â§ 571 bis
576 berechnete JAV in erheblichem MaÃ�e unbillig ist. Es gilt der allgemeine
Grundsatz, dass fÃ¼r die Berechnung der Leistungen in der gesetzlichen
Unfallversicherung die VerhÃ¤ltnisse v o r dem Arbeitsunfall maÃ�geblich sind, auch
bei einem Anwendungsfall des Â§ 577 RVO (so BSG SozR 2200 Â§ 571 Nr 1).
Abgesehen davon handelt es sich im Rahmen des Katalogs der Vorschriften zur JAV-
Ermittlung um eine Ausnahmenorm; schon nach allgemeinen juristischen
Auslegungsregeln sind Ausnahmenormen eng auszulegen. Ihre Anwendung darf die
Aussagen der im Hintergrund stehenden Grundsatznormen nicht konterkarieren.
Demnach ist ein JAV nicht bereits schon dann "unbillig", wenn der JAV nur deshalb
niedriger ausfÃ¤llt, weil â�� wie vorliegend â�� die tatbestandlichen
Voraussetzungen einer Berechnungsvorschrift â�� hier Â§ 573 Abs 1 RVO â�� nicht
erfÃ¼llt sind. Bei der Feststellung des JAV nach Â§ 577 RVO muss vielmehr eine
auÃ�ergewÃ¶hnliche Ausnahmesituation aufgrund besonderer UmstÃ¤nde
vorliegen (Bereiter-Hahn/Mertens, Kommentar zur Gesetzlichen Unfallversicherung 
Â§ 87 SGB VII Nr 4). Derartige auÃ�ergewÃ¶hnliche UmstÃ¤nde, die ein Abweichen
von dem nach Â§ 571 RVO ermittelten JAV nahezu zwingend hÃ¤tten aufdrÃ¤ngen
mÃ¼ssen, sind im vorliegenden Fall nicht ersichtlich. Insbesondere wurde kein JAV
ermittelt, der dem Lebensstandard des Betroffenen vollkommen und offensichtlich
widerspricht.
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SchlieÃ�lich ist auch zu berÃ¼cksichtigen, dass bezÃ¼glich der HÃ¶he des JAV vor
dem Sozialgericht WÃ¼rzburg bereits ein gerichtliches Verfahren durchgefÃ¼hrt
worden war (S 2 U 106/90), in dem der KlÃ¤ger ein Vergleichsangebot des
Beklagten im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 23.10.1991 angenommen
hat, wonach die GewÃ¤hrung von Verletztenrente unter Zugrundelegung eines JAV
in HÃ¶he von 48.597,32 DM und den gesetzlichen Anpassungen erfolgen sollte.
Bereits zu diesem Zeitpunkt waren dem KlÃ¤ger alle Tatsachen bekannt, die
nunmehr zur BegrÃ¼ndung seines Klagebegehrens vorgebracht werden. In den
Vergleichsverhandlungen am 23.10.1991 hat der KlÃ¤ger diese Gesichtspunkt
jedoch nicht vorgebracht. Es stellt ein widersprÃ¼chliches Verhalten iS des venire
contra factum proprium dar, wenn der KlÃ¤ger im Jahr 1991 einen Vergleich
abschlieÃ�t und dann eine Neufestsetzung seines JAV unter dem Gesichtspunkt
billigen Ermessens im Jahr 1998 anstrebt und dafÃ¼r (vermeintliche) GrÃ¼nde
anfÃ¼hrt, die ihm bereits zum Zeitpunkt der Vergleichsverhandlungen bekannt
waren. Denn ein Vergleich soll einen Streitpunkt beseitigen und den Beteiligten des
Vergleiches Rechtssicherheit geben. Daher kann der Beteiligte eines
Vergleichsvertrages darauf vertrauen, dass der in dem Vergleich befriedete Streit
endgÃ¼ltig und umfassend beigelegt ist und auch insoweit Sachverhaltselemente
(hier: HÃ¶he des JAV), die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses bekannt waren,
nicht erneut aufgeworfen werden. Ein Prozessvergleich (Â§ 101 Abs 1 SGG) verliert
seine das Verfahren beendende Wirkung nicht schon durch spÃ¤tere ErklÃ¤rungen
der Beteiligten, am Vergleich nicht mehr festhalten zu wollen (BSGE 19, 112).

Nach alledem konnte die Berufung des KlÃ¤gers keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision iS des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 04.06.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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